






Etliche Bürgerinitiativen haben sich in Simmern zu einem Bündnis zusammengeschlossen, um
sich gegen eine verfehlte Energiepolitik zu wehren, wie sie meinen.

Der „andere“ Schulterschluss
Brachbach/Simmern Bürgerinitiativen gegen verfehlte
Windkraft-Politik planen Verein

Energiewende soll Mensch und Natur gleichermaßen berücksichtigen.

sz/thor  ■  Merke: Nicht nur große Projektentwickler in der Windenergie arbeiten bei Bedarf
zusammen, auch die Gegner einer – nach ihrer Meinung – verfehlten Energiepolitik. So wie die
Firmen Juwi und Grünwerke auf der Kreuzeiche den Schulterschluss suchen, so eng sind jetzt
zahlreiche Bürgerinitiativen aus Rheinland-Pfalz zusammengerückt. Nach dem Motto „Gemeinsam
sind wir stärker“ will man sich von der Pfalz bis ins Siegerland dagegen wehren, dass die Planungen
nur einseitig vorangetrieben werden. Die zentrale Forderung der Bürgerinitiativen lautet: Windkraft ja,
aber mit einem natur- und vor allem menschenverträglichen Bau der Anlagen.

Über 50 Delegierte aus bislang 14 Initiativen mit über 6000 Mitgliedern aus allen Teilen des Landes
kamen laut einer Pressemitteilung am vergangenen Samstag in Simmern zusammen. Dort wurde die
Basis für die Gründung eines Vereins mit dem Namen „Energiewende für Mensch und Natur“
geschaffen, um die Landesregierung – insbesondere die Grünen – zu einer Umkehr ihrer Politik zu
bewegen. An vorderster Front mit dabei war und ist die BI Siegtal, deren Mitglieder sich gegen die
Windkraft-Pläne für den Giebelwald und Höhwald wehren.

BI-Sprecher Werner Weller hat überall dort, wo sich Widerstand regt, eine Art „roten Faden“
ausgemacht: „Die Bürger sind nicht mit ins Boot geholt worden“, sagte der Brachbacher im Gespräch
mit der SZ. Dies sei auch in der Verbandsgemeinde Kirchen der Fall. Der Ort Simmern sei mit
Bedacht gewählt worden, sei der Rhein-Hunsrück-Kreis doch ein Extrembeispiel für eine verfehlte
und ungesteuerte Windkraftpolitik. Der Soonwald gilt für Weller und seinen Mitstreiter Jürgen
Naskrent als mahnendes Beispiel dafür, wie gutgläubige Menschen überrumpelt und riesige Schneisen
in die Wälder geschlagen wurden. Genau das könne auch auf beiden Seiten des Siegtals passieren.
Naskrent berichtete, dass der neue Verein auch einen Fonds einrichten will, mit dessen Hilfe eigene
Gutachten und rechtliche Verfahren bezahlt werden sollen.

Mit dabei in Simmern waren auch Vertreter der Naturschutzverbände BUND und NABU, „um eine
Allianz gegen die Industrialisierung von Naturflächen und für eine werteorientierte Energiewende zu
gründen“. Man sei sich einig: Die grünen Ministerien für Wirtschaft und Umwelt hätten den
Naturschutz faktisch abgeschafft. Die Energiewende sei zum Deckmantel für die Gewinnung neuer
Einnahmen auf Kosten der Natur und der Strompreiskunden geworden und werde damit



instrumentalisiert.

Mittlerweile werde selbst die Gewinnung von Trinkwasser der Energieerzeugung untergeordnet, heißt
es in dem Pressebericht. „Natur- und Artenschutz, Tourismus und Naherholung, Lebensqualität,
regionale Investitions- und Planungssicherheit – all das wird auf dem ,Altar der Energiewende’
geopfert. Wieder und wieder fallen Landschaftsschutzgebiete, Natura-2000-Gebiete oder
Wasserschutzgebiete den Windkraftanlagen zum Opfer. Sensible Naturflächen werden nachhaltig
geschädigt. Auch im Hinblick auf die internationalen Konventionen verstößt die rot-grüne Politik
gegen den Grundsatz der Gleichwertigkeit von Klima- und Artenschutz.“

Das landesweite Bündnis „Energiewende für Mensch und Natur“ fordert die Landesregierung auf,
diese ungesteuerte Entwicklung unverzüglich zu stoppen; folgende Punkte werden genannt:

Gleichwertige Berücksichtigung von Klima-, Natur- und Artenschutz sowie die stärkere
Berücksichtigung des Landschaftsschutzes bei der Errichtung von Windkraftanlagen.

Natura-2000-Gebiete, Naturparks, Wälder sowie Wasserschutzgebiete sind von Windenergieanlagen
frei zu halten, d.h. Ausweisung als Ausschlussflächen für Windkraftanlagen.

Sicherstellung unabhängiger Gutachten, Beteiligung der anerkannten Naturschutzverbände bei deren
Erstellung sowie im Genehmigungsverfahren bei allen geplanten Windkraftanlagen.

Zum Schutz des Menschen sind ausreichende Mindestabstände von Windkraftanlagen zu bewohnten
Gebieten einzuhalten (mindestens 2000 Meter; die Empfehlung der Weltgesundheitsorganisation liegt
sogar bei 3 km).

Sicherstellung einer regionalen Verträglichkeit zum Schutz von Arbeitsplätzen im Tourismus. Zum
Lebenserhalt in der Region gehören auch die Wertschöpfung aus dem Fremdenverkehr und der
Werterhalt eigener Immobilien.

Die Energiewende mit Augenmaß und Umsicht bis 2030 umzusetzen. Alle Maßnahmen der
Energiewende in RLP sind in eine Gesamtstrategie und -planung einzubinden und dürfen nicht weiter
isoliert betrieben werden. Hierzu gehören auch der erforderliche Netzausbau und die Entwicklung von
Speichermöglichkeiten.

Eine qualifiziert gesteuerte Planung durch die regionalen Planungsgemeinschaften nach klaren
Ausschlusskriterien. Die kommunale Bauleitplanung ist hier völlig überfordert. Die
Planungsgemeinschaften sind um unabhängige Naturschutzexperten sowie durch Vertreter der
anerkannten Verbände zu erweitern.

Abschließend heißt es: „Es ist der Anfang einer kraftvollen und erfolgreichen Zusammenarbeit mit
dem Ziel einer klaren Ansage an die Mainzer Politik.“ Gerade im Bundestagswahljahr 2013 werde
man sich mit vielfältigen Aktionen einbringen, „um eine wirkliche Energiewende zu erreichen“.
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